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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

FDP-Vertreter Joachim Eder trat bei den Ständeratswahlen im Kanton Zug als
Bisheriger an, sein Mandat zu verteidigen. Sein Kollege und langjähriger CVP-
Kantonsvertreter Peter Bieri hatte im Hinblick auf die Wahlen hingegen seinen Rücktritt
verkündet. Um seine Nachfolge buhlte ein Kreis von fünf Kandidierenden. Kronfavorit
war Bieris Parteifreund Peter Hegglin, welcher als Zuger Regierungsrat amtete. Von
rechts bekamen CVP und FDP Konkurrenz von der SVP in Form von Kantonsrat Manuel
Brandenberg. Aber auch die Linke griff ins Rennen ums Stöckli ein. Die SP nominierte
Kantonalpräsidentin Barbara Gysel und die Grünen hoben Andreas Lustenberger auf
den Schild. Ergänzt wurde der Kandidatenreigen durch Stefan Thöni von der
Piratenpartei.

Trotz der Vielzahl an Anwärterinnen und Anwärtern waren die Wahlchancen
überschaubar. In der Tradition des Innerschweizer Kantons teilten sich bis anhin stets
die CVP und die FDP die Macht in der Zuger Ständevertretung. Dass sich daran etwas
ändern würde, schien zunächst einmal nicht absehbar. Im bürgerlichen Kanton Zug ging
für die beiden Parteien am ehesten von der SVP eine Gefahr aus. Von dieser war denn
auch verlautbart worden, dass es ihr mit der Kandidatur von Manuel Brandenberg
durchaus „ernst“ sei.  Ein Vorbeikommen an den bürgerlichen Amtsinhabern schien
aber dennoch eher unwahrscheinlich. Am ehesten bot der Präsident der
Finanzdirektorenkonferenz Peter Hegglin Angriffsfläche. Der CVP-Kandidat und
kantonale Finanzminister war aufgrund der schwierigen finanziellen Lage des Kantons in
der Vergangenheit häufig mit Kritik konfrontiert gewesen. Eine allzu grosse Rolle schien
dies im lauen Zuger Wahlkampf aber nicht zu spielen. 

Völlig ungefährdet schafften dann sowohl Joachim Eder als auch Peter Hegglin die
Wahl. Hegglin platzierte sich mit 24‘132 Stimmen gar knapp vor dem bisherigen
Ständerat Eder, welcher auf 23‘620 Stimmen kam. Den dritten Platz sicherte sich
erwartungsgemäss aber abgeschlagen SVP-Kandidat Manuel Brandenberg mit 10‘997
Stimmen. Auf den weiteren Rängen folgten Barbara Gysel mit 6‘612 Stimmen, Andreas
Lustenberger mit 5‘691 Stimmen und Stefan Thöni mit 1‘709 Stimmen. Trotz personeller
Änderung  konnten CVP und FDP somit ihre gemeinsame Delegation verteidigen. 1

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Die Jungen Grünen lancierten im April 2015 ihre Volksinitiative „Zersiedelung stoppen
– für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung (Zersiedelungsinitiative)“. Als
„Umweltproblem Nummer eins“ bezeichnete Andreas Lustenberger, Co-Präsident der
Jungen Grünen und Zuger Kantonsrat, die Zersiedelung in der Schweiz: Zwischen 1985
und 2009 sei die hiesige Siedlungsfläche um 44 Prozent angewachsen. Gemäss einer
der zwei zentralen Forderungen der Initiative soll die Ausscheidung neuer Bauzonen mit
der Initiative nur noch möglich sein, wenn andernorts eine in Bezug auf den
potentiellen landwirtschaftlichen Ertrag gleichwertige Fläche von mindestens
ebendieser Grösse ausgezont wird. Zwar darf ein Kanton bereits heute aufgrund des im
Jahr 2013 an der Urne befürworteten Raumplanungsgesetzes (RPG) nur noch
Baulandreserven für den Bedarf der kommenden 15 Jahre horten. Nach Ablauf dieser 15
Jahre kann der Bedarf mittels Revision des Richtplans jedoch angepasst werden. Von
der Einführung einer Bauzonen-Limite sei bei der RPG-Revision abgesehen worden,
ergänzte Aline Trede, Nationalrätin der Grünen aus Bern. Somit führe das
Raumplanungsgesetz nicht zum erhofften Ziel. 
Als zweite Forderung verlangt die Initiative die Siedlungsentwicklung gegen innen und
günstige Rahmenbedingungen für nachhaltige Quartiere. Letztere zeichnen sich durch
kleinräumige Strukturen von Wohnen, Arbeiten und Freizeit aus und streben eine hohe
Lebensqualität und kurze Verkehrswege an. 
Neben der Grünen Partei Schweiz, der JUSO, der Alpeninitiative, UmverkehR sowie

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.04.2015
MARLÈNE GERBER
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weiteren Jungparteien und Organisationen gab auch der Hausverein Schweiz, der
Verband für ökologisch und fair gesinnte Eigentümerinnen und Eigentümer, seine
Unterstützung für die Initiative bekannt. SVP-Nationalrat und Präsident des
Hauseigentümerverbandes (HEV) Hans Egloff liess auf Anfrage bereits verlauten, dass
man die Initiative nicht unterstützen werde. Mit der Revision des RPG und der
Umsetzung der Zweitwohnungsinitiative habe man bereits zwei Gesetze geschaffen, die
der Zersiedelung entgegenwirken sollen.
Laut Berechnungen der Jungen Grünen bestünde innerhalb der bestehenden
Bauzonenreserven Platz für 1.5-1.6 Mio. Einwohnerinnen und Einwohner, wenn man von
einer Besiedelung in bisheriger Dichte ausgehe. Mit einer moderaten Verdichtung
bereits überbauter Flächen könne jedoch ergänzend Wohnraum für weitere 1.1 Mio.
Personen geschaffen werden. Gemäss ARE gibt es keine zuverlässigen Schätzungen zum
Potential der Siedlungsentwicklung gegen innen. 2

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Für die Ausarbeitung eines Ausführungsgesetzes zur Ausschaffungsinitiative setzte die
neue Justizministerin Simonetta Sommaruga eine Arbeitsgruppe ein, in welche sie auch
zwei Mitglieder aus dem Initiativkomitee einbinden wollte. Das Gremium, welches vom
ehemaligen Direktor des Bundesamts für Justiz, Rechtsprofessor Heinrich Koller,
geleitet wird, muss Lösungen aufzeigen, wie mögliche Konflikte mit der Verfassung und
internationalen Abkommen gemildert oder verhindert werden können. Die SVP forderte
die Justizministerin auf, das Mandat der Arbeitsgruppe anzupassen. Sie störte sich
daran, dass das Gremium alle Entscheidungen im Konsens treffen müsse und kritisierte
auch, dass die Beratungen vertraulich sein sollten und nur das Justizdepartement die
Öffentlichkeit hätte informieren dürfen. Nachdem die Justizministerin diesen
Forderungen der SVP entsprochen hatte, schickte die Partei die zwei Juristen Gregor
Rutz (ZH) und Manuel Brandenberg (ZG) in die Arbeitsgruppe. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Jungparteien waren 2015 verschiedentlich Gegenstand medialer Berichterstattung.
Mitte April rechnete die «Schweiz am Wochenende» vor, wie hoch die Subventionen für
die fünf grössten Jungparteien sind, die diese auf der Basis des Kinder- und
Jugendförderungsgesetzes vom Staat erhalten. Da die Jungparteien das politische
Engagement Jugendlicher fördern, erfüllen sie die Bedingungen für staatliche
finanzielle Unterstützung. So wurden im Jahr 2014 laut der Zeitung von der Juso
beantragte CHF 88'496 bewilligt. Die Junge SVP erhielt CHF 64'354, die
Jungfreisinnigen CHF 52'200, die Junge CVP CHF 51'916 und die Jungen Grünen CHF
23'671. Die Unterschiede erklären sich laut «Blick» durch die Mitgliederzahl, aber etwa
auch durch die Erfüllung von Gleichstellungskriterien. Ein Punkt, den die Präsidenten
der JSVP und der Jungfreisinnigen, Anian Liebrand (LU, svp) und Maurus Zeier (LU, fdp),
in der Zeitung als vom Staat geförderte «linke Politik» kritisierten. Sie seien eigentlich
gegen staatliche Parteienfinanzierung, würden die Subventionen aber deshalb
beziehen, weil sonst die Juso die ganze Summe erhalten würde. In der Folge nahm
Gregor Rutz (svp, ZH) den Ball auf und reichte eine parlamentarische Initiative ein, mit
der er sämtliche Subventionen durch den Staat an politische Organisationen verbieten
wollte. Dies rief wiederum den Präsidenten der Juso, Fabian Molina (ZH, sp), sowie den
Co-Präsidenten der Jungen Grünen, Andreas Lustenberger (ZG, gp), auf den Plan: Die
rechten Jungparteien könnten dank ihres Firmensponsorings leicht auf staatliche Hilfe
verzichten; dies sei auf der linken Seite aber nicht möglich. Das Geld des Bundes sei
«eine symbolische Abgeltung» für die Arbeit der Jungparteien, die Jugendliche in die
Gesellschaft integrierten. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Linke und ökologische Parteien

Die jungen Grünen wählten Ende September Ilias Panchard (GE) zum Co-Präsidenten.
Dem dreiköpfigen Präsidium gehören neben Panchard auch Lena Frank (BE) und
Andreas Lustenberger (ZG) an. Mit Panchard soll die französischsprachige Schweiz
stärker eingebunden werden. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.10.2013
MARC BÜHLMANN

1) ZGZ, 20.4., 17.6., 3.7., 8.7., 21.8., 26.8., 28.8., 19.10.15
2) Lib, NZZ, 21.4.15; TA, 6.11.15
3) BaZ, 18.12.10; SoS, 18.12. und 24.12.10; LT, 24.12.10.
4) SO, 12.4.15; So-Bli, 3.5.15; Blick, 2.7.15; LZ, 19.8.15; SGT, 22.8.15; TA, 26.9.15
5) TG, 8.10.13; www.jungegruene.ch.
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